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CDU-Generalsekretär Linnemann: Pläne
zur Streichung des Bürgergeldes

CDU-Generalsekretär Linnemann fordert, Bürgergeld für
Arbeitsunwillige zu streichen und begrüßt schärfere Regeln

zur Arbeitsaufnahme.

Die Diskussion um das Bürgergeld gewinnt zunehmend an Fahrt,
nachdem CDU-Generalsekretär Carsten Linnemann klare
Positionen zur Reform der Grundsicherung für Arbeitssuchende
geäußert hat. In seiner jüngsten Stellungnahme forderte er, dass
über 100.000 Bürgergeldempfänger kein Anspruch mehr auf
diese Leistung haben sollten. Dies wirft nicht nur Fragen nach
dem Gerechtigkeitsgefühl in der Gesellschaft auf, sondern
beleuchtet auch die Herausforderungen und Chancen für die
Betroffenen und den Arbeitsmarkt insgesamt.

Debatte über Hilfen und die Willenshaltung
zur Arbeit

Linnemann stellte fest, dass eine signifikante Anzahl von
Menschen, die Bürgergeld beziehen, grundsätzlich nicht bereit
sei, eine Arbeit anzunehmen. Dies könnte bedeuten, dass der
Staat die Hilfen reduzieren oder sogar streichen sollte, da er
annehmen könnte, dass diese Personen nicht bedürftig sind.
„Leistungskürzungen um zehn, 20 oder 30 Prozent reichen da
nicht“, so Linnemann.

Ukrainische Flüchtlinge im Fokus

Besonders brisant wird die Diskussion, wenn ukrainische
Flüchtlinge ins Spiel kommen. Linnemann erkannte die



Bedeutung der Ukraine im Kontext der Verteidigung der Freiheit
an, forderte jedoch gleichzeitig, dass auch diese Gruppe sich in
den deutschen Arbeitsmarkt integrieren sollte. „Wenn es eine
Leistung gibt, ist sie mit einer Gegenleistung verbunden“,
betonte er. Dies zeigt, wie notwendig Anreize für eine
Arbeitsaufnahme auch in schwierigen wirtschaftlichen Zeiten
sind.

Politische Rahmenbedingungen für die
Grundsicherung

Das Bürgergeld ist eine zentrale Leistung für Menschen, die
arbeitslos sind oder sich in einer schwierigen wirtschaftlichen
Situation befinden. Es unterscheidet sich von anderen Formen
der Grundsicherung, wie etwa der Alters- oder
Erwerbsminderungsrente. Die geplanten Regelungen durch die
Bundesregierung, auf die Linnemann positiv reagierte, sollen
dazu beitragen, mehr Bürgergeldempfänger zur Arbeit zu
bewegen. Unter anderem sollen längere Wege zur Arbeit
zumutbar sein und das Ablehnen von Arbeitsangeboten stärker
sanktioniert werden.

Zukunft der Grundsicherung im Blick

In der Amtszeit der aktuellen Regierung sehen viele Beobachter
eine dringende Notwendigkeit für einen grundlegenden
Politikwechsel. Linnemann äußerte, dass die aktuelle Regelung
nicht ausreiche und eine Reform der Grundsicherung nötig sei.
„Wir brauchen einen grundsätzlichen Politikwechsel – hin zu
einer neuen Grundsicherung“, forderte er. Diese Anmerkungen
könnten die Grundlage für zukünftige politische Diskussionen
über die soziale Sicherheit in Deutschland sein.

Die Debatte um das Bürgergeld ist also nicht nur eine Frage der
finanziellen Unterstützung, sondern auch ein Spiegelbild
tiefgreifender gesellschaftlicher Fragen: Wie gestaltet man eine
gerechte Gesellschaft, in der Unterstützung auch Verantwortung



impliziert? Und wie kann man sicherstellen, dass Hilfen
tatsächlich denjenigen zugutekommen, die sie benötigen und
bereit sind, aktiv zum gesellschaftlichen Wohl beizutragen?
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